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BIOETHISCHE THEMEN IM NEUEN GRUNDGESETZ VON UNGARN
Am 25. April 2011 hat das Ungarische Parlament das neue Grundgesetz von Ungarn angenommen. Der Text wurde „Oster-Verfassung“ genannt – eine Bezeichnung, von der Presse und Politik gerne Gebrauch machen. Der Name weist auf den Zeitpunkt der Abnahme und auf ihre historische Bedeutung hin, da das neue Grundgesetz  – wie es immer wieder behauptet wird – die stalinistische Verfassung von 1949 ersetzen soll. (In Wahrheit wurde sie 1989 völlig neu geschrieben. Nur ein einziger Satzteil wurde beigehalten: „Hauptstadt ist Budapest“.) Die Annahme des neuen Grundgesetzes wurde aber von heftigen Auseinandersetzungen begleitet. Seitens der Rechtwissenschaft wurde es wegen der Ungenauigkeiten in der sprachlichen Formulierung und des pathetischen Stils des „Nationalen Glaubensbekenntnisses“ kritisiert. Die Politik beklagte die Beschränkung der Befugnisse des Verfassungsgerichtes oder die Einfügung der lebenslangen Freiheitsstrafe ins Grundgesetz. Diese waren aber nur die Spitze des Eisbergs. Kritik kam sowohl aus dem Ausland als auch aus dem Inland, manche war tiefgehend und gerechtfertigt, manche völlig oberflächlich (European Commission for Democracy through Law 2011). 
Einen Bereich, der heftiger Kritik ausgesetzt war, bildeten die Abschnitte mit bioethischem Inhalt.
 Dies lässt sich gut sehen an den Titeln ausländischer Artikel, die sich mit dem neuen Grundgesetz befassen. (z.B. New Hungarian Constitution Protecting Unborn under Heavy Fire, Easter Constitution Incites Euro-Panic, New Hungarian Constitution recognizing life from conception signed into law, Pro-Life Provisions in Hungarian Constitution Shock EU). In der Medien-Kampagne – die ganz oberflächlich ausgefallen ist – sind die gegensätzlichen Positionen der pro-Life- und der pro-Choice-Gruppen heftig aufeinandergetroffen. Während die verschiedenen christlichen Konfessionen, vor allem Katholiken und Evangelikalen, die bioethischen Ansätze des neuen Grundgesetzes begrüßten, wurde es von den Linksliberalen als anachronistisch und diskriminierend gebrandmarkt. Im Folgenden werde ich der Frage nachgehen, inwieweit die bioethischen Passagen des neuen Grundgesetzes im Vergleich mit der bisherigen Verfassung und der gültigen Gesetze überhaupt eine Neuigkeit bedeuten.

Die folgenden Artikel, die ganz konkrete bioethische Themen besprechen, werden analysiert:

Artikel II
Die Würde des Menschen ist unantastbar. Alle Menschen haben das Recht auf Leben und auf Menschenwürde, dem Leben der Leibesfrucht steht ab seiner Empfängnis Schutz zu (Hervorhebung durch die Autoren).
Artikel III

(2) Es ist verboten, an Menschen ohne freiwillige und informierte Zustimmung medizinische oder wissenschaftliche Experimente durchzuführen.
(3) Eine auf Rassenzüchtung des Menschen abzielende Praxis, der Gebrauch von menschlichen Körpern und Körperteilen mit Gewinnabsicht und das Klonen von Menschen sind verboten.
Artikel XX

(1) Jeder hat das Recht auf körperliche und seelische Gesundheit.

(2) Die Verwirklichung des Rechts gemäß Absatz (1) fördert Ungarn mit einer von genetisch veränderten Lebewesen freien Landwirtschaft, mit der Gewährleistung des Zugriffs auf gesunde Lebensmittel und Trinkwasser, mit der Organisation des Arbeitnehmerschutzes und der Gesundheitsversorgung, mit der Förderung des Sports und des regelmäßigen Trainings, sowie mit der Gewährleistung des Schutzes der Umwelt.

Artikel XXI

(1) Ungarn erkennt das Recht von jedermann auf eine gesunde Umwelt an und setzt es durch.

(2) Wer die Umwelt schädigt, ist verpflichtet, sie – nach Maßgabe des im Gesetz bestimmten Umfang– wieder herzustellen oder die Kosten der Wiederherstellung zu tragen.

(3) Es ist verboten, schädlichen Abfall mit dem Ziel der Ablagerung auf dem Gebiet Ungarns, einzuführen.
1. „Dem Leben der Leibesfrucht steht ab seiner Empfängnis Schutz zu.“
Die größte Kritik – wie man es schon früher erwarten hätte können – wurde gegen den zweiten Artikel des Grundgesetzes formuliert, wo das Recht auf Leben und Menschenwürde zusammen mit dem Schutz des Lebens der Leibesfrucht von der Empfängnis an festgelegt wird. Die Diskussion um diese zwei Sätze warf mehrere Fragen auf. Einer der Eckpfeiler der Kritik war, dass dieser Nebensatz – „dem Leben der Leibesfrucht steht ab seiner Empfängnis Schutz zu” – in der Praxis das absolute Verbot von Abtreibung bringen könnte. Zweitens wurde argumentiert, dass dadurch mehrere wissenschaftliche und medizinische Verfahren unmöglich gemacht oder sogar verboten würden, die nach den gültigen Gesetzen heute noch erlaubt sind. Drittens wurde behauptet, dass sie zu einer Praxis führten, die ganz im Gegensatz zur Wertordnung der gegenwärtigen ungarischen Gesellschaft stünde.

Die genannte Nebensatz ist denjenigen vertraut, die das gültige Embryonenschutzgesetz (Wörtlich: Gesetz über dem Schutz des Lebens der Leibesfrucht, 1992. LXXIX.) gelesen haben. Das Gesetz besagt, dass „das Leben der Leibesfrucht, das mit der Empfängnis beginnt, der Achtung und des Schutzes würdig ist“. Weiter wird diese Aussage verfeinert und präzisiert durch eine weitere Aussage, die besagt, dass „der Leibesfrucht, die mit der Vereinigung der weiblichen und männlichen Keimzellen zustande kommt und sich in der Gebärmutter entwickelt, sowie der schwangeren Frau Unterstützung und Schutz zusteht“. 
Dieser Nebensatz im neuen Grundgesetz sagt über den Schutz des Lebens der Leibesfrucht nichts Neues, sondern stellt ihn einfach auf ein höheres Niveau. Die jetzige Regulierung aber lässt, trotz des expliziten Schutzes des Lebens der Leibesfrucht, Abtreibungen zu. Demnach kann die Schwangerschaft bis zur 12. Woche abgebrochen werden, in gewissen Fällen – z.B. bei begrenzter Handlungsfähigkeit oder Handlungsunfähigkeit der Mutter bzw. bei Verzögerung des diagnostischen Verfahrens – sogar bis zur 18. bzw. 24 Schwangerschaftswoche. Die Frist dehnt sich sogar weiter aus, etwa auf die gesamte Zeit der Schwangerschaft, wenn das Leben der Frau gesundheitlich bedroht ist oder eine mit dem Leben nicht vereinbare Abnormität seitens der Leibesfrucht besteht. Das Gesetz kennt vier Indikationen, medizinische, eugenische, kriminale, und sog. „aus einer schweren Krisensituation stammende“, die eine Erweiterung der sozialen Indikation ist.
Das Verfassungsgericht hat diese Praxis 1998 (48/1998) grundsätzlich bestätigt, natürlich aufgrund der damals und heute noch immer gültigen Verfassung. Es war allein Tamás Lábadi unter den Mitgliedern des Verfassungsgerichtes, der sich in seiner Sondermeinung gegen die Unterscheidung zwischen dem „Leben der Leibesfrucht“ und „menschlichem Leben“ geäußert hat und aufgrund eines in der Verfassung (54. § (1)) festgestellten Rechts auf Leben für einen absoluten Lebensschutz auch für den Nasciturus argumentiert hat. 
Demnach folgt ein eindeutiges Verbot der Abtreibung aus dem neuen Grundgesetz nicht. Weiter ist nicht klar, ob es rechtlich und moralisch einen Unterschied zwischen „Leben der Leibesfrucht“ und „menschlichem Leben“ gibt. Falls eine Identität zwischen den beiden festgestellt wäre, dann würde daraus die Pflicht zum absoluten Schutz der Leibesfrucht folgen. Falls es einen Unterschied zwischen den beiden gäbe, würde das nur einen relativen Schutz bedeuten. Weiter – und das ist ein entscheidender Punkt – wird das Verhältnis zwischen Menschenwürde und Leben vom Text her nicht geklärt, sondern beide werden einfach nebeneinandergestellt. (Die Aussage des Nationalen Glaubensbekenntnisses, das als Präambel dient, hilft auch nicht weiter, da der Satz – „Wir bekennen uns zur Menschenwürde als Grundlage des menschlichen Daseins.“ – weiterer Auslegung bedarf.) Die Aufnahme des Schutzes des Lebens der Leibesfrucht von der Empfängnis an bedeutet also nicht dessen absoluten Schutz oder die Anerkennung der Leibesfrucht als menschliche Person. So scheint die Freude derer zu früh gewesen zu sein, die von dem neuen Grundgesetz ein Abtreibungsverbot erhofften, wie auch die Angst derer, die gegen solch ein Verbot sind.
Ebenso ist nicht klar, ob medizinische Verfahren erlaubt sind, die Embryonen „verbrauchen“, wie z.B. IVF (wenn befruchtete Eizellen nicht in eine Gebärmutter eingepflanzt werden), oder Forschungen an Embryonen. Heute ist in dieser Hinsicht die Regelung in Ungarn ziemlich liberal. Das heute gültige Gesetz über das Gesundheitswesen (1997. évi CLIV. törvény az egészségügyről) erlaubt außerkörperliche Befruchtung, Übertagung von Embryonen und auch Forschung an Embryonen. Die Frage nach dem gebührenden Schutz ist in diesen Fällen besonders dringlich, da die meisten Methoden der künstlichen Befruchtung notwendigerweise die außer- oder innerkörperliche Vernichtung von Embryonen zur Folge haben. Sie ist hier auch noch komplizierter als im Fall der Abtreibung, da es hier nicht um die Zeugung, sondern um die Herstellung von Embryonen geht. Das Embryonenschutzgesetz möchte den Schutz vor allem von sozialer Seite, durch Erziehung und Aufklärung, durch die besondere Sorge für die schwangeren Frauen verwirklichen. Die Frage ist, was Schutz in diesem Fall bedeutet. Hier wird zu Recht bemerkt: „Das Land, das verschiedene Methoden der Therapie der Unfruchtbarkeit unterstützt, einschließlich außerkörperliche Befruchtung und Implantation, ist nicht konsequent, wenn es eine Verfassungspflicht zum Lebensschutz ab dem Zeitpunkt der Befruchtung ausspricht.” (Sándor 2011)
Was die politische Seite betrifft: die Christdemokraten (KDNP), die eine Minderheit in der Regierungskoalition bilden, gaben zu, dass das neue Grundgesetz nicht automatisch eine strengere Regelung mitbringe. Sie argumentierten, dass eine strengere Regelung heute von der Bevölkerung nicht akzeptiert werde. Sie könnte erst nach der Veränderung des sozialen Wertesystems eingeführt werden. Der Widerspruch, der in dem heutigen Wertesystem der ungarischen Gesellschaft zu finden ist, spiegelt sich in der Zusammenfasssung der Ergebnisse einer neuen Umfrage wider, nach der „jede zweite damit einverstanden ist, dass die Leibesfrucht von Anfang an ein Recht auf Leben hat; gleichzeitig aber halten die meisten die gültige Regelung für angemessen und betrachten Schwangerschaftsabbruch als eine Privatsache”.

Die Zahl der Abtreibungen in Ungarn ist auch heute noch sehr hoch, besonders im Verhältnis zu den Lebendgeburten.
 Gleichzeitig zeigen alle Untersuchungen, dass Kinder in Ungarn einen sehr hohen Stellenwert haben (Kapitány/Spéder 2009). Im Vergleich mit anderen europäischen Ländern ist die Zahl derjenigen besonders hoch, die für ein geglücktes Leben Kinder für wichtig halten. Das politische Ziel, die Wünsche und die Wirklichkeit einander näher zu bringen, ist zu bejahen. Das entspricht der Natur des Grundgesetzes, da sie Werte formuliert, die erst später verwirklicht werden sollen. Der Schutz des Lebens vom Anfang an ist eines dieser Ziele.

Zusammenfassend: die Aussage im neuen Grundgesetz, „dem Leben der Leibesfrucht steht ab seiner Empfängnis Schutz zu”, ist nicht völlig neu und bringt auch rechtlich voraussichtlich nicht viel Neues mit sich. Vermutlich wird sie das Verbot der Abtreibung wie das Verbot des Gebrauchs von Embryonen in künstlichen Fortpflanzungstechniken oder Forschungen nicht nach sich ziehen. Gleichzeitig aber - und das hängt vom politischen Willen ab - kann es die Bestimmung einer Wertpräferenz bedeuten, die dem neuen Leben einen stärkeren und nachhaltigeren Schutz bietet. Wenn es sich aber um die Entscheidung für einen Wert handelt, dann hätte man auch auf die Besonderheit der Mutter-Leibesfrucht-Beziehung hindeuten sollen, auf dessen besondere Schutzbedürftigkeit und Schutzwürdigkeit. Auch so hätte man die Frage nach dem Umfang vom „Recht auf Leben“, oder nach dem Verhältnis von „menschlichem Leben“ und „Leben der Leibesfrucht“ vermeiden können, um dies alles auf einem höheren Niveau zu besprechen. Weiter hätte man sie mit dem Schutz der Familie verbinden und so ein logisches System aufbauen können, das den Schutz der privat-persönlichen Beziehungen als Ziel hätte. So hätte man den Wert des Lebens mit dem Wert der Beziehungen und der Gemeinschaft verbinden können.
2. „Es ist verboten, an Menschen ohne freiwillige und informierte Zustimmung medizinische oder wissenschaftliche Experimente durchzuführen.”
Artikel III. des Grundrechtes besagt, dass es verboten ist „an Menschen ohne freiwillige und informierte Zustimmung medizinische oder wissenschaftliche Experimente durchzuführen.“ Der wesentliche Teil wurde von der ehemaligen Verfassung übernommen (gemäß 54. § (2) ist es „besonders verboten an Menschen ohne Zustimmung medizinische oder wissenschaftliche Experimente durchzuführen.“). Dies wird aber präzisiert, wenn die Zustimmung als „freiwillige und informierte“ vorgeschrieben wird. Obwohl dieser Ausdruck schon in dem Gesetz über das Gesundheitswesen (1997. évi CLIV. törvény az egészségügyről) Platz fand, geht es hier um eine Spezifikation, die aus der Medizinethik übernommen wurde und die für alle medizinischen Eingriffe gültig ist. 
Gleichzeitig wird aber die Ungenauigkeit der Wortwahl zu Recht kritisiert: Während „ein Experiment bloß die Erprobung eines Phänomens an Menschen ist, (z.B. wie lange der Mensch Kälte ertragen kann), gründet sich Forschung auf einem vorhergehend geplanten Entwurf, der von einem Ethikrat genehmigt wurde“. (Sándor 2011) Diese Unterscheidung, die von dem Gesetz über das Gesundheitswesen (1997) schon berücksichtigt wurde, hätte auch im neuen Grundgesetz durchgesetzt werden sollen, nämlich durch das absolute Verbot von Experimenten an Menschen und die Notwendigkeit von Freiwilligkeit und auf informierte Zustimmung bei medizinischen oder wissenschaftlichen Forschungen.

Es kann aber festgestellt werden, dass das Wesen dieser Aussage, besonders wenn wir die historischen Bezüge oder dessen Aktualität betrachten, nicht in Frage gestellt werden kann.

3. „Eine auf Rassenzüchtung des Menschen abzielende Praxis, der Gebrauch von menschlichen Körpern und Körperteilen mit Gewinnabsicht und das Klonen von menschlichen Körpern sind verboten.”
Ein Verbot einer „auf Rassenzüchtung des Menschen abzielende Praxis“ ist ein neues Element im Grundgesetz. Die Motivation zur Einfügung dieser Norm waren die historischen Gräuel von eugenischer Praxis und die menschenrechtlichen Normen, die als Reaktion auf diese Schrecken formuliert worden sind. Die Formulierung „eine auf Rassenzüchtung des Menschen abzielende Praxis“ muss aber präzisiert werden. Es wäre viel besser, die Vorrangigkeit der menschlichen Person festzustellen, gemeinsam mit all ihren physischen und psychischen Eigenschaften, vorrangig gegenüber jedem gesellschaftlichen Interesse. Es wären auch konkreter, die Rechte, die Würde, und der Selbstwert von Menschen mit Behinderung zu betonen und zu präzisieren.
Ähnlich neu ist das Verbot des Gebrauchs „von menschlichen Körpern und Körperteilen mit Gewinnabsicht und d[es] Klonen[s] von Menschen“. In beiden Fällen geht es um gewichtige bioethische Normen. Auch hier müssen die Begriffe weiter präzisiert werden. Zu Recht bemerkt Judit Sándor, dass nicht nur „der Gebrauch von menschlichen Körpern und Körperteilen mit Gewinnabsicht“, sondern auch deren Erwerb für Geld zu verbieten sei. Diese Ergänzung würde den Gesichtspunkt der Opfer einbeziehen und deren Ausbeutung vorbeugen.
4. „Jeder hat das Recht auf körperliche und seelische Gesundheit“
Die frühere Verfassung verband das Recht auf körperliche und seelische Gesundheit auch mit dem Schutz der natürlichen Umwelt. Das neue Grundgesetz aber detailliert und präzisiert letztere. Es ist ein besonderes Merkmal der neuen ungarischen Verfassung, dass sie ein Recht auf eine „von genetisch veränderten Lebewesen freie Landwirtschaft“ gewährleistet. Es ist lobenswert, dass dieses Recht ins Grundgesetz übernommen wurde, da Ungarn vor allem ein Agrarland ist, wo die Freiheit von genetisch veränderten Organismen (GVO) ein gut beschreibbarer, konkreter Wert ist und auch ein Ziel, das unter den heutigen wirtschaftlichen und politischen Umständen einen ständigen Schutz beansprucht. Eine weitere wichtige Konkretisierung ist die Feststellung der „Gewährleistung des Zugriffs auf gesunde Lebensmittel und Trinkwasser“.
Die Verknüpfung der Werte von Gesundheit und gesunder Umwelt in Artikel XX und XXI sind lobenswert aufgrund mehrerer Gesichtspunkte: einerseits wird hier das Verhältnis der Menschen zur Umwelt und ihre gegenseitige Abhängigkeit berücksichtigt; gleichzeitig aber, mit dem Verbot der GVO, setzen sie der Manipulation der Umwelt eine Grenze. Hier hätte aber auch der Anspruch der intergenerationellen Gerechtigkeit bzw. der Nachhaltigkeit einen Platz finden können. Weiter, wie es József Kovács bemerkte, sollte hier auch das „Recht auf eine gebührende Minimalversorgung“ formuliert werden, das als Richtlinie bei einer zukünftigen Umgestaltung der Gesundheitsversorgung dienen könnte.
5. Zusammenfassung
Das neue Grundgesetz hebt mehrere Normen, die aus der Bioethik stammen, auf die höchste Ebene einer Verfassungsnorm. Das ist eindeutig lobenswert. Ein Teil dieser Normen war schon in der früheren Verfassung zu finden, andere sind neu. Was aber am meisten fehlt, ist ein einheitliches und logisches Konzept dieser (bioethischen) Normen. Es ist nicht immer klar, warum eine bestimmte Norm im Text Platz fand und welchen Rang sie im Vergleich zu anderen einnimmt. Es gibt Normen, die im 21. Jahrhundert besonders wichtig sind, die aber nicht ins Grundgesetz gelangen. Hier sind vor allem Normen aus dem Feld der Gen-Ethik – z.B. der Schutz der genetischen Informationen – zu erwähnen.

Es muss aber gesagt werden, dass die Einfügung von bioethischen Normen in das Grundgesetz ein Schritt ist, der den Herausforderungen am Anfang des 21. Jahrhunderts entspricht. Diese können das Fundament sein, auf das in der Zukunft weitere bioethische Normen aufgebaut werden können, die heute vielleicht noch nicht sichtbar sind.
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� Die politische Debatte um die neue Verfassung dauert bis heute an. Da es schon vom Umfang her unmöglich ist, eine allgemeine Analyse durchzuführen, werden hier nur die bioethischen Inhalte betrachtet.


� In diesem Beitrag haben wir die folgende Übersetzung als Grundlage genommen: Grundgesetz von Ungarn, übersetzt von D. FREY, http://vsr-europa.blogspot.com/2011/05/das-neue-grundgesetz-von-ungarn.html , letzter Zugriff: 01.02.2012.
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� Die Zahl der Schwangerschaftsabbrüche ist noch immer sehr hoch: 2010 war das Verhältnis 44,9 auf 100 Lebendgeburten. http://portal.ksh.hu/pls/ksh/docs/hun/xstadat/xstadat_eves/i_wnt001b.html, letzter Zugriff: 01.02.2012





